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Wer durch ein fehlerhaftes Produkt einen Sachschaden oder eine Körperverletzung erleidet, soll es künftig in vielen Fällen

einfacher haben, Schadensersatz vom Hersteller zu erlangen (vgl. BMJV, PM Nr. 53/2025 vom 11.9.2025). So sollen die Regeln

über die sog. Produkthaftung ausgeweitet werden. Künftig sollen diese Regeln generell auch für Schäden gelten, die durch

fehlerhafte Software verursacht wurden, einschließlich KI-Software. Relevant werden kann dies etwa bei Unfällen mit auto-

nom fahrenden Fahrzeugen. Darüber hinaus soll die gerichtliche Durchsetzung von Schadensersatzansprüchen nach dem

Produkthaftungsgesetz aber auch generell erleichtert werden. So soll es Beweiserleichterungen für geschädigte Personen

geben. All das sieht ein Gesetzentwurf zur Modernisierung des Produkthaftungsrechts vor, den das BMJV am 11.9.2025 ver-

öffentlicht hat. Mit ihm sollen Vorgaben der neuen EU-Produkthaftungsrichtlinie ins deutsche Recht umgesetzt werden. Bun-

desministerin der Justiz und für Verbraucherschutz Dr. Stefanie Hubig erklärte dazu: „Ob eine fehlerhafte KI einen Schaden

verursacht oder eine lockere Schraube – das darf für die Ansprüche von Verbraucherinnen und Verbrauchern keinen Unter-

schied machen. Deshalb wollen wir die Produkthaftung ausweiten, insbesondere den Schutz bei fehlerhafter Software –

auch bei KI. Außerdem wollen wir es Geschädigten leichter machen, ihre Ansprüche beim Schadenersatz durchzusetzen.

Davon profitieren die Verbraucherinnen und Verbraucher – genauso wie diejenigen Unternehmen, die sichere Produkte auf

den Markt bringen.“ Der Gesetzentwurf zur Modernisierung des Produkthaftungsrechts setze die neue vollharmonisierende

EU-Produkthaftungsrichtlinie grundsätzlich „1:1“ um. Die Vorgaben seien bis zum 9.12.2026 in nationales Recht umzusetzen.

Mit den Änderungen solle die Produkthaftung den Anforderungen der Digitalisierung, der Kreislaufwirtschaft und globaler

Wertschöpfungsketten gerecht werden. Vgl. zu den Einzelheiten die Meldung auf S. 2178.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Banco Popular – Vor Abwicklung die-

ser Bank erhobene Ansprüche aus Nichtig-

keits- und Haftungsklagen können Banco

Santander entgegenhalten werden

Art. 34 Abs. 1 Buchst. a und b, Art. 53 Abs. 1

und 3 sowie Art. 60 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst. b

und c der Richtlinie 2014/59/EU des Europä-

ischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai

2014 zur Festlegung eines Rahmens für die Sa-

nierung und Abwicklung von Kreditinstituten

und Wertpapierfirmen und zur Änderung der

Richtlinie 82/891/EWG des Rates, der Richtlinien

2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/

EG, 2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und

2013/36/EU sowie der Verordnungen (EU)

Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates sind dahin

auszulegen, dass sie dem nicht entgegenstehen,

dass die Ansprüche, die sich aus einer Klage auf

Nichtigerklärung eines Vertrags über die Zeich-

nung in Aktien umgewandelter nachrangiger

Schuldverschreibungen sowie aus einer Haf-

tungsklage ergeben, die auf einen Verstoß ge-

gen die Informationspflichten der Richtlinie

2004/39/EG des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 21. April 2004 über Märkte für Fi-

nanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien

85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der

Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates und zur Aufhebung der

Richtlinie 93/22/EWG des Rates gestützt werden,

in die Kategorie der zum Zeitpunkt der Abwick-

lung des betreffenden Kreditinstituts „angefalle-

nen“ Verpflichtungen oder Ansprüche bzw. Ver-

bindlichkeiten im Sinne von Art. 53 Abs. 3 und

Art. 60 Abs. 2 Unterabs. 1 Buchst. b der Richt-

linie 2014/59 fallen, wenn diese Klagen vor der

vollständigen Herabschreibung der Aktien des

Stammkapitals dieses Kreditinstituts im Rahmen

der Abwicklung erhoben wurden.

EuGH, Urteil vom 11.9.2025 – C-687/23
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-2177-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Content Delivery Network

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wer-

den zur Auslegung von Art. 3 Abs. 2 der Richt-

linie 2001/29/EG zur Harmonisierung bestimm-

ter Aspekte des Urheberrechts und der verwand-

ten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft

in Verbindung mit Art. 13 Abs. 1 der Richtlinie

2000/31/EG über bestimmte rechtliche Aspekte

der Dienste der Informationsgesellschaft, insbe-

sondere des elektronischen Geschäftsverkehrs,

im Binnenmarkt und Art. 5 Abs. 1 der Verord-

nung (EU) 2022/2065 über einen Binnenmarkt

für digitale Dienste und zur Änderung der Richt-

linie 2000/31/EG folgende Fragen zur Vorabent-

scheidung vorgelegt:

1. Kann eine Handlung des öffentlichen Zugäng-

lichmachens eines Tonträgers im Sinn des Art. 3

Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29/EG nur

durch denjenigen vorgenommen werden, in

dessen eigener Zugriffssphäre sich die ge-

schützte Aufnahme befindet? Oder kann dies –

und wenn ja unter welchen Voraussetzungen –

auch durch das Setzen eines Hyperlinks gesche-

hen?

2. Sind die vom Gerichtshof der Europäischen

Union entwickelten Kriterien für eine Handlung

der öffentlichen Wiedergabe nach Art. 3 Abs. 1

der Richtlinie 2001/29/EG durch den Betreiber

einer Video-Sharing-Plattform oder Sharehos-

ting-Plattform auch auf die Beurteilung der Fra-

ge zu übertragen, ob der Betreiber eines Con-

tent Delivery Networks, der nach Art. 13 Abs. 1

der Richtlinie 2000/31/EG / Art. 5 Abs. 1 der Ver-

ordnung (EU) 2022/2065 von der Haftung be-

freit sein kann, eine eigene Handlung des öffent-

lichen Zugänglichmachens nach Art. 3 Abs. 2

der Richtlinie 2001/29/EG vorgenommen hat?

Wenn dies nicht der Fall ist: Welche Kriterien gel-

ten für eine eigene Handlung des öffentlichen

Zugänglichmachens durch den Betreiber eines

Content Delivery Networks?

BGH, Beschluss vom 31.7.2025 – I ZR 155/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-2177-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Keine entsprechende Anwendung des

§ 179a AktG auf Publikumsgesellschaft in

Rechtsform der KG

§ 179a AktG ist auf eine Publikumsgesellschaft

in der Rechtsform einer Kommanditgesellschaft

nicht entsprechend anwendbar (Ergänzung von

BGH, Urteil vom 15. Februar 2022 – II ZR 235/20,

BGHZ 232, 375).

BGH, Urteil vom 8.7.2025 – II ZR 137/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-2177-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Erfordernis der einfachen Signatur bei

Schriftsatz-Übersendung auf sicherem

Übermittlungsweg

Zum Erfordernis der einfachen Signatur bei

Übersendung eines Schriftsatzes auf einem si-

cheren Übermittlungsweg (im Anschluss an Se-

natsbeschluss vom 7. September 2022 – XII ZB

215/22 – FamRZ 2022, 1865).

BGH, Beschluss vom 9.4.2025 – XII ZB 599/23
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-2177-4

unterwww.betriebs-berater.de
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